
                                                                                       

Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Treuen über die 
Erhaltung der städtebaulichen Eigenart im Stadtzentrum 

 
 
Der Stadtrat der Stadt Treuen hat am 09.12.2015 aufgrund von § 4 Abs. 1 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.03.2014 (SächsGVBI. S. 146) geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 02.04.2014 (SächsGVBI. S. 234) die nachfolgende Änderungssatzung der 
Satzung der Stadt Treuen über die Erhaltung der städtebaulichen Eigenart im Stadtzentrum 
vom 13.07.1993 beschlossen. 
 
 

§ 1 Änderungsbestimmungen 
 

§ 5 Ordnungswidrigkeiten 
 

Wer eine baurechtliche Anlage in dem durch die Satzung bezeichneten Gebiet ohne die nach 
ihr erforderlichen Genehmigung abbricht oder ändert, handelt gemäß § 213 Abs. 1 BauGB 
ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Abs. 2 BauGB mit einer Geldbuße bis zu 25.000,00 € 
belegt werden. 
 
 

§ 2 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Treuen, den 10.12.2015 
 
 
 
 
 
A. Jedzig 
Bürgermeisterin      - Siegel - 

 
 
 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen 
 
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und  
Formvorschriften der SächsGemO zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von 
Anfang an gültig zustande gekommen. 
     
Das gilt nicht, wenn 
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der  
    Satzung verletzt worden sind, 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzwidrigkeit wider- 
    sprochen hat, 
4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist 
    a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat 
        oder 
    b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung  
        des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist.  
 
 Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 und 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in § 4 
 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
 


